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Verordnung 
über die Behandlung 

von Auseinandersetzungsansprüchen 
privater Gesellschafter, 

die auf eigenen Antrag aus Betrieben 
mit staatlicher Beteiligung ausscheiden

vom 15. Dezember 1970

§ 1
Zur Befriedigung von Auseinandersetzungsansprü- 

chen gemäß § 16 Abs. 2 der Verordnung vom 26. März 
1959 über die Bildung halbstaatlicher Betriebe (GBl. I
S. 253) werden Mittel durch entsprechende Erhöhung 
der staatlichen Einlage bereitgestellt, wenn private 
Gesellschafter auf eigenen Antrag aus dem Betrieb 
ausscheiden und die Gesellschaft durch die verblei­
benden Gesellschafter weitergeführt wird.

§ 2
(1) Wird beim Ausscheiden von privaten Gesellschaf- ' 

tern aus Betrieben mit staatlicher Beteiligung über die 
Form der Befriedigung des Auseinandersetzungsan­
spruches zwischen den Gesellschaftern keine Einigung 
erzielt, gilt folgendes:

1. Ansprüche ausscheidender privater Gesellschafter 
mit Wohnsitz in der Deutschen Demokratischen Re­
publik

— bis zu 10 000 M
werden durch Zahlung nach erfolgtem Ausschei­
den befriedigt;

— über 10 000 M
werden durch Einzahlung auf ein Sparbuch zu­
gunsten des ausscheidenden privaten Gesell­
schafters befriedigt. Diese Sparguthaben sind 
für die Berechtigten mit jährlich bis zu 10 000 M 
verfügbar.

2. Ansprüche ausscheidender privater Gesellschafter 
mit Wohnsitz außerhalb der Deutschen Demokrati­
schen Republik werden nach erfolgtem Ausschei­
den durch Zahlung auf die für diese Personen nach 
den Rechtsvorschriften bei der Industrie- und Han­
delsbank der Deutschen Demokratischen Republik 
zu führenden Konten befriedigt.

(2) Abs. 1 gilt entsprechend, wenn ein Privatgläubi­
ger eines ausscheidenden privaten Gesellschafters die 
Pfändung und Überweisung des Auseinandersetzungs­
anspruches dieses Gesellschafters erwirkt hat.


